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Gegenwind für Windkraft-Pläne des Bundes
ENERGIE - Für das Klimapaket sollen Genehmigungshürden für neue
Anlagen deutlich gesenkt werden

Landrat Holger Heymann: „Landkreis Wittmund hat seinen Beitrag
erbracht.“

WITTMUND. (mh) Das Bundeskabinett hat gestern das Klimapaket beschlossen, mit 
dem Deutschland seine Klimaziele für das Jahr 2030 erreichen will. Zudem legt die 
Regierung mit dem Bundes-Klimaschutzgesetz fest, wie die Maßnahmen im Kampf 
gegen die Erderwärmung umgesetzt und überwacht werden sollen. Der Bundestag 
muss noch zustimmen. Eine wichtige Rolle spielen in dem Konzept die erneuerbaren 
Energien. So soll die Windkraft an Land weiter ausgebaut werden. Das sorgt – vor 
allem an der mit Windkraftanlagen dicht bebauten Küstenregion – für Kritik.

Kaum geeignete Flächen

Aus der Liste zur „Schaffung von Akzeptanz und Rechtssicherheit für die 
Windenergie an Land“ geht unter anderem hervor, dass Genehmigungshemmnisse 
für Neuanlagen abgebaut und die Instanzen bei möglichen Klagen verkürzt werden 
sollen. Bei den Abständen von Wohnsiedlungen sollen rund 1000 Meter 
festgeschrieben werden. Wichtiger Punkt auch: Kommunen sollen sich stärker am 
Betrieb von Windenergieanlagen beteiligen können.

Im Landkreis Wittmund, in dem es bereits sehr viele Windparks gibt, sieht man diese 
Punkte eher kritisch. Landrat Holger Heymann: „Es sind mir augenblicklich keine 
Bestrebungen bekannt, weitere Flächen für neue Windparks auszuweisen. Letztlich, 
so meine Einschätzung, werden hierfür auch kaum noch geeignete Flächen zur 
Verfügung stehen. Insgesamt dürfte der Landkreis Wittmund nach meinem 
Dafürhalten seinen Beitrag bei der Gewinnung regenerativer Energien in diesem 
Bereich erbracht haben.“ Auch der Esenser Samtgemeindebürgermeister Harald
Hinrichs meint: „Anstatt weitere Windenergieanlagen zu bauen, sollte über eine 
optimierte Nutzung der gewonnenen Energie nachgedacht werden, etwa 
Umwandlung in Wasserstoff.“

Natürlich stemmen sich auch ausgewiesene Windkraftgegner wie der Wattenrat 
gegen die Ausbaupläne. Die vom Ministerium vorgelegte „Aufgabenliste“ lese sich 
„wie die politische Kampfansage an den Artenschutz“, so Manfred Knake. Sollte die 
Liste so umgesetzt werden, geriete der Artenschutz noch mehr unter die Windräder, 
„alles unter dem Diktat des imaginären ,Klimaschutzes’, der irrational-hysterische 
Züge angenommen hat“.

Handschrift von Olaf Lies

Das Eckpapier des Bundes trägt deutlich die Handschrift des niedersächsischen 
Umweltministers Olaf Lies, der die Akzeptanz der Menschen für erneuerbare Energie 
derzeit auf einem Tiefpunkt sieht. Er sagt: „Wenn man auf alles Rücksicht nimmt, 



dann geht bald irgendwann gar nichts mehr. Und dann wundern sich die Menschen, 
dass wir Kohlestrom aus Polen importieren müssen.“

Wohl auch deshalb sollen n die Hürden in den Genehmigungsprozessen für neue 
Windenergieanlagen an Land deutlich gesenkt werden. Auch die Förderung durch 
das Erneuerbare Energien-Gesetz (EEG) soll novelliert werden.

Repowern statt neubauen

Ob sich dadurch allerdings die Akzeptanz in den schon ziemlich „verspargelten“ 
Landstrichen wie der Küstenregion wirklich erhöhen lässt, ist fraglich. Wittmunds 
Landrat Holger Heymann etwa sieht keinen Spielraum für weitere Windparks im 
Kreisgebiet. Im Übrigen bleibe das Gesetzgebungsverfahren des Bundes im 
Klimaschutzgesetz abzuwarten. Dieses gilt insbesondere für die Frage der
Abstandsregelung. Verbesserungen könnten sicherlich bei der Vereinbarkeit von 
Windenergienutzung mit der Flugüberwachung erzielt werden. Damit könnten 
vorhandene Anlagen effizienter genutzt werden, ohne weitere zu errichten, so 
Heymann.

Inwieweit eine stärkere Beteiligung der Kommunen am Betrieb von 
Windenergieanlagen zu neuen Initiativen führen würde, lasse sich derzeit nicht 
abschließend beurteilen, so Heymann: „Positiv wäre hierbei sicherlich eine erhöhte 
Beteiligung der Allgemeinheit an der Wertschöpfung durch die Energiegewinnung 
besonders im Küstenbereich. Vor allem haben die Kommunen jedoch bei der 
Bauleitplanung in diesem Bereich nicht wirtschaftliche, sondern rechtliche Belange in 
den Vordergrund zu stellen.“ Letztlich hätten sie zwischen den Interessen der 
Investoren einerseits sowie der betroffenen Anwohner andererseits abzuwägen und 
zu entscheiden. Priorität müsse deshalb eine rechtssichere Bauleitplanung für alle 
Beteiligten haben. Heymann: „Unterm Strich halte ich viel davon, alte Windräder 
nach Ablauf der Förderung abzubauen und dann durch weniger Anlagen mit mehr 
Leistung zu ersetzen – ich bin also klar für das Repowering.“

Der Vorschlag einer stärkeren finanziellen Beteiligung der Kommunen an den 
Windparks wird nach Ansicht des Esenser Samtgemeindebürgermeisters Harald 
Hinrichs nicht allein zu einer höheren Akzeptanz der Windenergie an Land sorgen. 
„Vielmehr müsste der gesamte rechtliche Rahmen auf Bundes- und Landesebene für
entsprechende Investitionen angepasst werden“, meint er.

Kritik von Hinrichs

So wäre unter anderem ein Vorrang für so genannte Bürgerwindparks für eine 
Akzeptanz durch die Bevölkerung förderlich. Hinrichs: „Allerdings bedarf es dann 
einer gesetzlichen Definition des Begriffs Bürgerwindpark. Viele der bestehenden 
Windparks (auch in Ostfriesland) verdienen diesen Begriff aufgrund der niedrigen 
Beteiligungsquote (teilweise unter 25 Prozent) bisher nicht.“ Die Bezeichnung
Bürgerwindpark verdiene im Grunde genommen nur eine Gesellschaft, die sich zu 100
Prozent in der Hand der Bürger befindet, bei gleichberechtigter Streuung der Anteile.
Ein nachrangiger Anteil dürfte dann von der Gemeinde übernommen werden. Die 
Beteiligung von Anwalts- oder auch Steuerberatungskanzleien sollte ausgeschlossen
werden, meint Hinrichs.



Notwendig ist aus seiner Sicht auch eine Änderung des Niedersächsischen 
Kommunalverfassungsgesetzes. Es sei nach wie vor zulässig, dass Ratsmitglieder, die 
zu einer Investorengruppe gehören, über den entsprechenden Bebauungsplan im Rat
mitentscheiden dürfen. Hinrichs: „Bezogen auf die Samtgemeinde Esens bin ich der 
Auffassung, dass mit etwa ein Megawatt installierter Leistung pro Quadratkilometer
Gemeindefläche schon ein recht hoher Anteil an der Energiewende geleistet worden 
ist.“

Nach Ansicht von Manfred Knake (Wattenrat) soll parallel zur „Aufgabenliste“ die 
geplante Bundeskompensationsverordnung die gesetzlich gebotene  
ingriffsregelung, also den Ausgleich oder den Ersatz bei baulichen Eingriffen für die 
„Energiewende, zum Nachteil des Naturschutzes gelockert werden.   


